
anderen als dem im Antrag des Staatsanwalts ange­
führten gesetzlichen Haftgrund notwendig ist, so ist die 
Verhaftung auf dieser Grundlage anzuordnen. Bei be­
reits erlassenen Haftbefehlen bedarf es in solchen Fäl­
len eines selbständigen Änderungsbeschlusses, der dem 
Beschuldigten oder Angeklagten bekanntzugeben ist. 
Der Beschuldigte oder Angeklagte ist darüber zu be­
lehren, daß ihm gegen den Änderungsbeschluß das 
Recht der Beschwerde nach § 127 StPO zusteht.
Wird der Haftbefehl während der gerichtlichen Haupt­
verhandlung erlassen, bedarf es keiner gesonderten 
richterlichen Vernehmung. Die Voraussetzungen des 
§ 126 Abs. 2 StPO sind durch die Vernehmung des An­
geklagten in der Hauptverhandlung gewahrt. Das 
gleiche gilt für die Fälle des § 132 Abs. 2 StPO. Die An­
ordnung oder Vornahme weiterer Ermittlungen zur 
Entscheidung darüber, ob ein Hafbefehl aufrechtzuer­
halten oder zu erlassen ist, ist unzulässig.
Zu Beginn der richterlichen Vernehmung ist der Be­
schuldigte oder Angeklagte über seine Rechte gemäß 
§ 61 StPO zu belehren. Eine Unterrichtung über die 
vorliegenden Beweismittel durch den Richter erfolgt, 
soweit sich die Sache noch im Stadium des Ermitt­
lungsverfahrens befindet, nicht. Ergeht Haftbefehl oder 
bleibt ein bereits erlassener Haftbefehl aufrechterhal­
ten, so ist der Beschuldigte oder Angeklagte zu befra­
gen, welche Angehörigen oder anderen Personen, an 
deren Beachrichtigung er ein wesentliches Interesse hat, 
von seiner Verhaftung informiert werden sollen. Im 
richterlichen Vernehmungsprotokoll ist neben den 
Aussagen und Beweisanträgen des Beschuldigten oder 
Angeklagten aufzunehmen, daß die Belehrung über die 
Rechte nach § 61 StPO sowie über das Recht der Haft­
beschwerde vorgenommen wurde und welche Angehö­
rigen oder anderen Personen benachrichtigt werden 
sollen.

4.3. H a f t b e s c h w e r d e  u n d  H a f t p r ü f u n g
4.3.1. Legt der Beschuldigte oder Angeklagte gegen 
den Haftbefehl fristgemäß Haftbeschwerde (§ 127 StPO) 
ein, so hat das erstinstanzliche Gericht auf der Grund­
lage der Akten sofort zu prüfen, ob der Beschwerde 
stattzugeben ist. Soweit sich die Strafsache noch im 
Stadium des Ermittlungsverfahrens befindet, ist zu 
diesem Zweck unverzüglich der Ermittlungsvorgang an­
zufordern.
Hält das Gericht die Beschwerde für begründet, so ist 
ihr — nach Einholung der Stellungnahme des Staats­
anwaltes — stattzugeben. In diesen Fällen erläßt das 
erstinstanzliche Gericht den erforderlichen Beschluß 
zur Aufhebung des Haftbefehls (§ 132 Abs. 1 StPO). 
Der Beschluß ist dem Beschuldigten oder Angeklagten 
bekanntzumachen bzw. zuzustellen (§ 184 StPO).
Gibt das erstinstanzliche Gericht der Beschwerde nicht 
statt, so hat es sie innerhalb von drei Tagen dem 
Beschwerdegericht zur Entscheidung vorzulegen (§ 306 
Abs. 3 StPO).
4.3.2. Legt der Beschuldigte oder Angeklagte verspätet 
Haftbeschwerde gegen den Erlaß eines Haftbefehls ein,
— der im Ermittlungsverfahren erlassen wurde, gegen 

den aber die verspätete Haftbeschwerde erst nach 
Anhängigkeit des Strafverfahrens bei Gericht ein­
geht, oder

— der nach Einreichung der Anklageschrift bei Gericht 
erlassen wurde,

so ist das erstinstanzliche Gericht verpflichtet, eine 
Haftprüfung vorzunehmen. Ergibt die Haftprüfung, daß 
der Haftbefehl aufzuheben ist, erläßt das Gericht erster 
Instanz — nach Einholung der Stellungnahme des 
Staatsanwaltes — den erforderlichen Beschluß zur Auf­
hebung des Haftbefehls. Der Beschluß ist dem Ange­

klagten gemäß § 184 StPO bekanntzumachen bzw. zuzu­
stellen.
Gelangt das Gericht erster Instanz bei dieser Haft­
prüfung zu dem Ergebnis, daß die Fortdauer der 
Untersuchungshaft gesetzlich begründet und gesell­
schaftlich notwendig ist, so legt es die verspätete Haft­
beschwerde dem Beschwerdegericht vor (§ 306 Abs. 3 
StPO).
Stellt das Beschwerdegericht fest, daß die Beschwerde 
verspätet eingelegt ist, hat es seinerseits eine Haft­
prüfung durchzuführen. Im Ergebnis dieser Haftprü­
fung trifft das Beschwerdegericht, nach Anhörung des 
Staatsanwalts, selbst die in der Sache erforderliche 
Entscheidung. Wird der Haftbefehl aufrechterhalten, so 
hat das Beschwerdegericht das Ergebnis der Haftprü­
fung aktenkundig zu machen und die verspätet einge­
legte Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen. Hebt 
das Beschwerdegericht den Haftbefehl auf, faßt es den 
dazu erforderlichen Aufhebungsbeschluß; einer Ent­
scheidung über die verspätet eingelegte Beschwerde be­
darf es nicht.
4.3.3. Das Beschwerdegericht trifft seine Entscheidung 
sowohl über die fristgemäß als auch über die verspätet 
eingelegte Beschwerde auf der Grundlage der Akten. 
Die Anordnung oder die Vornahme eigener Ermittlun­
gen nach § 308 Abs. 2 StPO ist im Beschwerdeverfahren 
über Haftbefehle unzulässig. Das Beschwerdegericht muß 
sich unverzüglich darüber schlüssig werden, ob die 
Beschwerde begründet ist oder nicht. Hat es auf Grund 
der Akten begründete Zweifel, ob der Haftbefehl ge­
setzlich begründet und gesellschaftlich notwendig ist, 
ist der Haftbefehl aufzuheben. Die Anordnung oder die 
Vornahme eigener Ermittlungen schränkt das Recht der 
persönlichen Freiheit der Bürger (Art. 30 der Verfas­
sung der DDR) ungerechtfertigt ein.
4.3.4. Nach Einreichung der Anklageschrift ist das Ge­
richt verpflichtet, jederzeit zu prüfen, ob die Vorausset­
zungen der Untersuchungshaft noch vorliegen (§ 131 
Abs. 1 StPO). Das Gericht wird erstmals zum Zeitpunkt 
der Entscheidung über die Eröffnung des gerichtlichen 
Hauptverfahrens mit der Haftprüfung .befaßt. Anlaß zu 
weiteren notwendigen Haftprüfungen müssen insbeson­
dere sein:
— Eine nach Eröffnung des Hauptverfahrens erfolgende 

Rückgabe der Strafsache an den Staatsanwalt zur 
Durchführung weiterer Ermittlungen;

— eine Überschreitung der Frist zur Durchführung der 
gerichtlichen Hauptverhandlung nach § 201 Abs. 3 
StPO;

— eine längere Zeit in Anspruch nehmende Begutach­
tung durch Sachverständige;

— eine längere Vertagung der Hauptverhandlung;
— eine verspätete Einlegung von Haftbeschwerden.
Die Haftprüfung erfolgt auf der Grundlage der Akten. 
Sie muß sichern, daß jede gesetzlich begründete und 
gesellschaftlich notwendige Verhaftung aufrechterhalten 
und kein Bürger zu Unrecht inhaftiert bleibt. Das Er­
gebnis der Haftprüfung ist aktenkundig zu machen. Im 
Ergebnis der Haftprüfung gilt folgendes Verfahren:
4.3.4.1. Ergibt die Haftprüfung bei der Eröffnung des 
Hauptverfahrens, daß die Fortdauer der Untersuchungs­
haft aus den im Haftbefehl genannten Gründen gesetz­
lich begründet und gesellschaftlich notwendig ist, so 
ist das unter Angabe des gesetzlichen Haftgrundes 
durch Anführung der entsprechenden Tatsachen im Er­
öffnungsbeschluß festzustellen und zu begründen.
4.3.4.2. Bestehen der oder die gesetzlichen Haftgründe, 
auf die der Haftbefehl gestützt war, nicht mehr, ist 
aber dafür ein anderer gesetzlicher Haftgrund gegeben 
und daher die Fortdauer der Untersuchungshaft gesetz­
lich begründet und gesellschaftlich notwendig, so hat
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